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Privatemelden Fachstellen
immermehrVerfehlungen
vonTierhaltern. In St.Gallen
hat die Staatsanwaltschaft
eine Stelle für Tierschutzfälle
eingerichtet.
LukasHäuptli

Beim Schweizer Tierschutz klin-
gelt es fast täglich. Es klingelt,
weil jemand einen angeblichen
oder tatsächlichenVerstoss gegen
das Tierschutzgesetz meldet: Die
Nachbarin pflege ihren Hund
nicht. Der Bauer imDorf gewähre
seinen Kälbern keinen Auslauf.
Eine entfernte Bekannte vernach-
lässige ihre Katzen.
Die Zahl der Meldungen ist in

den letzten Jahren derart gestie-
gen, dass sich der Schweizer Tier-
schutz gezwungen sah, eine ei-
gene Anlaufstelle einzurichten.
«Diese ist zwischen Juli 2015 und
Juni 2016 mehr als 200Meldun-
gen aus der Bevölkerung nachge-
gangen», sagt Helen Sandmeier,
Sprecherin des Schweizer Tier-
schutzes. «Die hohe Zahl ist ein
deutliches Indiz dafür, dass die
Sensibilität der Bevölkerung für
das Tierwohl imVergleich zu frü-
her zugenommen hat.»

1000Auskünfte jährlich
Noch häufiger klingelt es bei der
Stiftung Tier im Recht. Mittler-
weile holen bei ihr Private jedes
Jahr rund 1000 Auskünfte zum
Tierrecht ein. «Die Zahl dieser
Auskünfte hat zugenommen»,
sagt Andreas Rüttimann, rechts-

wissenschaftlicher Mitarbeiter
der Stiftung. Und: «Wenn es uns
angebracht scheint, ratenwir den
Anrufenden, Strafanzeige einzu-
reichen.»
Die steigende Sensibilität der

Bevölkerung für Tierschutzfra-
gen ist der Hauptgrund, weshalb
sich die Zahl der Anzeigen, Straf-
verfahren und Verurteilungen in
den letzten Jahren vervielfacht
hat. So wurden 2006 in der
Schweiz rund 600 Tierschutz-
Strafverfahren geführt, 2015 wa-
ren es schon fast 2000 (vgl.
Grafik). Ähnlich sieht es bei den
Verurteilungen wegen Tierquä-
lereien aus, eines der schwersten
Verstösse gegen das Tierschutz-
gesetz. 2006 kam es hier zu rund
150Verurteilungen, 2015 zumehr
als 400,wie aus einer Aufstellung
des Bundesamts für Statistik her-
vorgeht. Die wachsende Zahl von
Tierschutz-Verfahren hat auch

dazu geführt, dass einzelne
Staatsanwaltschaften eigene Spe-
zialisten dafür eingestellt haben.
Bei der St.Galler Staatsanwalt-
schaft besteht gar eine Stelle für
Tierschutzfälle.
Trotzdem fordernTierschützer

zusätzliche Massnahmen: «Wir
sind der Meinung, dass nament-
lich bei Tierquälereien härtere
Strafen verhängt werden müs-
sen», sagt AndreasRüttimannvon
der Stiftung Tier im Recht. «Dies
gilt insbesondere für dieVernach-
lässigung vonTieren, die heute zu
Unrecht viel milder bestraft wird
als eine ‹spektakuläre› Tiermiss-
handlung.» Sowerdeder Strafrah-
men, den das Gesetz für Tierquä-
lereien vorsehe, zurzeit «nie auch
nur annähernd» ausgereizt, er-
klärt Rüttimann. Das Gesetz sieht
dafür unter anderem Freiheits-
strafen von bis zu drei Jahren vor.
Die steigende Sensibilisierung

der Bevölkerung für Tierschutz-
fragen führt auch zu einemwach-
senden Spendenfluss zuhanden
von Stiftungen und Vereinigun-

gen. Bei der Organisation Vier
Pfoten Schweiz zumBeispiel gin-
gen 2013 Spenden von knapp
11Millionen Franken ein, 2015
waren es mehr als 14 Millionen.
Auch die Tierschutzorganisation
Netap meldet, sie habe in den
letzten Jahren stets «neue Spen-
der» gewinnen können.

«Kritik an der Herrschaft»
Zulauf verzeichnen aber auch
Vereinigungen, die sich nicht als
Tierschutz-, sondern als Tier-
rechtsorganisationen verstehen
undwesentlich radikalere Forde-
rungen stellen. Zu diesen zählt
der Berner Verein Tier im Fokus;
viele seiner Anhänger sind so-
genannte Anti-Speziesisten und
Veganer. «Für uns ist klar, dass
der Nutzungsanspruch des Men-
schen amTiermoralisch nicht ge-
rechtfertigt werden kann, sofern
Alternativen verfügbar sind»,
sagt Vereinspräsident Tobias
Sennhauser. Insofern sei der
Veganismus auch eine Kritik an
der Herrschaft des Menschen

men sind uns anonym zugespielt
worden.» Seine Vereinigung hatte
die betroffenen Bauern und die
IP Suisse aufgrund der Aufnah-
men auch angezeigt. Das entspre-
chende Verfahren wurdemittler-
weile von der Berner Staatsan-
waltschaft aber eingestellt.
In letzter Zeit haben sich in

der Schweiz Aktionen von radi-
kalen Tierschutzaktivisten ge-
häuft: Sie beschädigten Fahrzeu-
ge, sprayten Liegenschaften voll
und schriebenDrohbriefe an Ver-
treter von Fleischproduzenten
und Fleischverbänden. In einem
Fall hatte ein 61-jähriger Tier-
schützer auf der Autobahn sogar
Viehtransporter ausgebremst;
gegen ihn führt die Aargauer
Staatsanwaltschaft ein Strafver-
fahren.
Ruhiger geworden ist es dage-

gen um den Thurgauer «Verein
gegenTierfabriken» (VgT) vonEr-
win Kessler. Der VgT hat in den
letzten Jahren immer wieder
Missstände in der Tierhaltung an-
geprangert.

«Wir glauben nicht an das Recht der Stärkeren»: Tierschutz- und Tierrechtsaktivisten bei einer Veranstaltung in Genf. (27. August 2016)
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Muslime beimGebet imHaus der Religionen in Bern.

über andere empfindungsfähige
Lebewesen auf dem Planeten.
«Wir glauben nicht an das Recht
des Stärkeren, wonach der
Mensch alle anderen Tiere unter-
jochen darf.»
Ähnliche Haltungen vertreten

Organisationen wie die Vereini-
gung Pour l’égalité animale aus
Genf, die FondationMart aus Bex
(VD) oder die Tierrechtsgruppe
Zürich. Tier im Fokus und Pour
l’égalité animale haben auf ihren
Websites auch Videos und Fotos
von Nutztieren in Ställen aufge-
schaltet, die Tierschutz-Verstösse
nahelegen. Die Aufnahmen
haben Unbekannte gemacht,
nachdem sie nachts in Ställe von
Bauern des Verbands IP Suisse
eingebrochenwaren.
Die beiden Tierrechts-Vereini-

gungen bestreiten allerdings, et-
was mit den Einbrüchen zu tun
zu haben. «Wir wissen nicht, wer
die Aufnahmen gemacht hat»,
sagt Sennhauser. Ähnlich tönt es
bei Fabien Truffer von Pour
l’égalité animale: «Die Aufnah-
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Zahl der Tierschutz-Verfahren
in der Schweiz

Stetige Zunahme

Quelle: Stiftung für das Tier im Recht
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DieAlbanerbildendie grösste
GemeinschaftvonMuslimen
inderSchweiz.Mit einer
Chartagehen ihreVertreter
nunaufDistanzzuGewaltund
Extremismus.
StefanBühler

Muslimische Schüler, die ihrer
Lehrerin denHandschlag verwei-
gern. Aufrufe zum Jihad in der
An-Nur-Moschee in Winterthur.
Die voll verschleierte Konvertitin
Nora Illi als angebliche Sprecherin
muslimischer Frauen in Talk-
shows. Und dubiose Geldgeber
aus arabischen Ländern für isla-
mische Vereine in der Schweiz:
Es sind solche Skandale rund um
eine Handvoll radikale Gruppie-
rungen, die das öffentliche Bild
der rund 350000 in der Schweiz
lebendenMuslime prägen.
Darauf reagiert nun die grösste

muslimischeGemeinschaft in der
Schweiz, jene der Albaner. Mor-
gen Montag unterzeichnen die
Vorsitzenden ihrer beiden Dach-
verbände eine Charta zum Ver-
hältnis des Islams zum Staat: Der
Berner ImamMustafaMemeti als
Präsident des Albanisch Islami-
schen Verbands Schweiz und
Nehat Ismaili, Präsident der
Union der Albanischen Imame in

MuslimebekennensichzumRechtsstaat
der Schweiz. Je nach Schätzung
leben hierzulande 200000 bis
300000 Menschen albanischer
Herkunft, unter ihnen zwar auch
orthodoxe und katholische Chris-
ten, die Mehrheit sind jedoch
Muslime. Sie stammen aus Alba-
nien, Kosovo, Mazedonien, Mon-
tenegro und Serbien. In die
Schweiz eingewandert sind sie im
Verlauf der letzten 40 Jahre, viele
sind inzwischen eingebürgert.
Memeti und Ismaili stehen ge-

meinsam für 80 bis 100 albani-
sche Kulturvereine beziehungs-
weise Moscheen. Am Anlass im
Haus der Religionen in Bern wer-
den am Montag auch die Bot-
schafter Albaniens,Mazedoniens
und Kosovos zugegen sein. Bund
und Kantone werden durch den
Delegierten des Sicherheitsver-
bunds Schweiz, André Duvillard,
offiziell vertreten. Die Charta soll
in allen albanischen Moscheen
verlesen werden – selbstver-
ständlich können sich weitere
Organisationen anschliessen.
In demPapier halten die unter-

zeichnenden Verbände unter an-
derem fest, dass «keinerlei reli-
giöse Gründe irgendwelcher Art
geltend gemacht werden könn-
ten, um das Prinzip der Rechts-
staatlichkeit, der verfassungs-
rechtlichen Ordnung und der

Schweizer Gesetzgebung anzu-
fechten, ihnen zu widersprechen
oder sie infrage zu stellen». Auf-
rufe zu religiös motivierter Ge-
waltwerden nicht toleriert: Jedes
Mitglied und die Verantwortli-
chen der islamischen Gemein-
schaft müssten sich von solchen
Verhaltensweisen distanzieren
und allenfalls die Behörden über

entsprechendeVorfälle informie-
ren, heisst es in der Charta. Zu-
demverpflichten sich dieOrgani-
sationen «zu vollständiger Trans-
parenz in finanziellen Belangen».
Dies betrifft vorab die Herkunft
ihrer Gelder.
Initiiert hat die Erklärung der

ehemalige Botschafter Kosovos in
Bern Naim Malaj. Es bestehe ein

verbreitetes Misstrauen gegen-
über Muslimen, «man vermischt
Terrorismus und Islam», sagt er.
Darunter litten auch viele albani-
scheMuslime, die seit Jahren hier
leben, Steuern zahlen, ihre Kin-
der aufziehen – das habe er als
Botschafter festgestellt. Dabei
könnten gerade die Albaner auf
eine lange Geschichte des friedli-
chen Zusammenlebens verschie-
dener Religionsgemeinschaften
zurückblicken. So sei die Idee für
die Charta entstanden.
Bloss:Wieso unterzeichnen die

albanischen Vertreter eine Erklä-
rung, deren Inhalt vorwiegend
aus Selbstverständlichkeiten be-
steht? Warum müssen sie sich
von Aufrufen zur Gewalt distan-
zieren? «Niemand hat uns ge-
zwungen, diese Charta zu unter-
zeichnen», sagt Imam Memeti
dazu. Er stelle aber in der Bevöl-
kerung eine gewisse Stigmatisie-
rung fest. «Wir müssen oft erklä-
ren,was in unserenMoscheen vor
sich geht.» Nun könnten die alba-
nischen Vereine auf die Charta
verweisen: «Unsere Haltung zum
Verhältnis von Staat undReligion
ist geklärt.» Die breit abgestützte
Erklärung erschwere es überdies
kleineren, radikalen Organisatio-
nen, die öffentliche Debatte über
den Islam zudominieren, obwohl

sie für die Mehrheit der Muslime
überhaupt nicht repräsentativ
seien, sagtMemeti.
Der Präsident der Vereinigung

der albanischen Imame, Ismaili,
gibt zu Protokoll, seine Organisa-
tion teile dieWerte der Charta seit
langem: «Siemachendie Basis ei-
nes gemeinsamen friedlichen Le-
bens in der Schweiz aus. Sie dür-
fen keinesfalls infrage gestellt
werden.»
Der Delegierte des Sicherheits-

verbunds Schweiz, André Duvil-
lard, begrüsst die Charta, insbe-
sondere weil sie in «Eigeninitia-
tive, ohne behördlichen Druck
entstanden ist». Damit schaffe die
albanische Gemeinschaft mehr
Transparenz in der Öffentlichkeit,
zugleich sei es einwertvoller Bei-
trag gegen die Radikalisierung
und den Extremismus innerhalb
der muslimischen Bevölkerung.
Deshalb werde er bei der Unter-
zeichnung präsent sein.
Duvillard kommtdie Erklärung

auch gelegen, weil er zurzeit im
Auftrag von Bund und Kantonen
einen nationalenAktionsplan zur
Bekämpfung vonRadikalisierung
und Extremismus ausarbeitet.
Dieser soll im Spätsommer vorge-
stellt werden. Elemente wie nun
diese Charta seien diesbezüglich
wertvolle Beiträge, sagt er.

Erwin Kessler
Hervorheben


